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Die friedlichen Revolutionen des der Sowjetunion ähnlich gelagerte Kon Jahres Ιβββ in Mittel- und Osteu- j flikte durch die Umstrukturierung de rope hatten allenthalben die Hoff- I Vasallengebiete in Sowjetrepubliken an 
nung erweckt, mit dem Verschwinden der ; gelegt worden: Eben: 
marxistisch-leninistischen Alternative 
r liberalen Demokratie sei nunmehr die 
Endstation der ideologischen Evolution 
der Menschheit und der allgemeinen Ver­
breitung der westlich-liberalen Demokra­
tie als der endgültigen Form der mensch­
lichen Regierung erreicht. Die Beendi­
gung des Kalten Krieges und des Ost-
West- Konflikts durch die .Pariser Charta 
für ein neues Europa* im November 1000 
sowie der Zerfall des sowjetischen Impe­
riums ein Jahr später bestärkten euphori­
sche Zeitgenossen in ihren Hoffnungen, 
nunmehr werde der .ewige Frieden" aus­
brechen. 
Doch entgegen diesen Erwartungen 
deuten die bisherigen Entwicklungen 
darauf hin. daß - so paradox es auch 
zunächst erscheinen mag - mit dem Ende 
des Kommunismus und des Ost-West-
Konflikts eine Periode relativer Stabilität 
und Berechenbarkeit zu Ende gegangen 
1st. Denn wenn auch der jugoslawische 
Bürgerkrieg zur Zeit im Mittelpunkt des 
Interesses der Weltöffentlichkeit steht, ge­
boren bewaffnete Grenzkonflikte und 
bürgerkriegsähnliche Zusammenstöße 
zwischen herrschenden Eliten und der 
Opposition in den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion (etwa in Aserbaidschan, 
Tadschikistan und Georgien) zur bitteren 
Realität. Die ehemalige Zweite Welt - bis 
Ende der achtziger Jahre beinahe ein 
weiBer Fleck in der Statistikenliste der 
. Kriegsbuchhaher" - ist dabei, die Liste 
der am meisten von Krieg betroffenen 
Regionen der Welt anzuführen 
Was immer auch die Ursachen jener 
Hoffnungen auf eine friedlichere Welt 
waren, hinsichtlich 
der Ursachen der ,, „ . 
gegenwärtigen 
Kriege und Kon­
flikte wurde wohl 
die historische Er­
fahrung ausgeblen­
det, daß der Zerfall 
Großreiche in die­
sem Jahrhundert 
nicht nur stets Fol-
ge von Kriegen war. 
sondern auch «ine Reihe 
nach sich zog. 
In Europa war dies nach dem Zusam 
menbruch der Habsburger Doppelmonar­
chie 1018 nicht anders als beim Zerfall des 
Osmanischen Reiches 1018. als Jene Pro­
sesse der National Staats bildung In Gang 
gesetzt wurden, deren Spätfolgen in den 
heutigen gewalttätigen Umwälzungen, 
insbesondere in Jugoslawien und Sudost­
europa, erneut ausgebrochen sind. Auch 
die Liquidierung der französischen, briti­
schen und niederländischen Kolo­
nialreiche seit 1945 sowie des portugiesi­
schen Kolonialgebietes Mitte der 70er 
Jahre hatten Bürger-, Sezessions- und 
Grenzkriege zur Folge, die in weiten Tei­
len Afrikas. Asiens und des Nahen Ostens 
noch heute wetterwirken. 
Es liegt wohl in der Logik dieser histori­
schen Entwicklung, daß die als Folge des 
Zerfalls des sowjetischen Imperiums sich 
anbahnenden Konfliktformationen nicht 
nur dieselben Symptome aufweisen, son­
dern auch im Hinblick auf ihre Ursachen 
In frappierender Weise jenen innerstaatli­
chen und sezessionistischen Konflikten in 
der Dritten Welt ähneln, von denen seit 
dem Zweiten Weltkrieg mehr als die Hälf­
te aller unabhängigen Staaten betroffen 
waren und die Verfolgung und Unter-
druckung von mehr als fünfzig Völkern 
verursacht hatten. Das ist kein Wunder, 
da auch sie mit ähnlichen historischen 
.Hypotheken* belastet sind wie die nach-
kolonialen Staaten der Dritten Welt 
Hatten die Kolonialmächte bei der Auf­
teilung ihrer Kolonialgebiete - etwa im 
Rahmen der Berliner Kongo-Konferenz 
1884 - .künstliche* Grenzen geschaffen, 
die sich vom ethnischen, politischen und 
ökonomischen Standpunkt aus spater als 
problematisch erweisen sollten, so sind in 
.Hinsichtlich der .Mechanismen 
der Herrschaftssicherung' lassen 
sich in der ehemaligen UdSSR 
ähnliche Verhattensmuster 
ausmachen wie bei den 
klassischen Kolonialmächten' 
Fall Obervolta (Burkina Faso), das 
durch Abtrennung seines Territoriums 
vom französischen Sudan gegründet, 
aber kurz danach bis 1Ö57 an die Elfen­
beinküste angeschlossen wurde, um dann 
wieder bis 1060 autonomer Besitz Frank­
reichs zu werden, spielte auch im Fall der 
Sowjetunion, als das Gebiet des heutigen 
Tadschikistan von dem 1024 gegründeten 
Usbekistan abgetrennt und in eine eigene 
Republik verwandelt wurde, die Überle­
gung keine Rolle, welche Volksgruppen 
von den Umstrukturierungen betroffen 
waren und ob traditionell zusammenge­
hörige Siedlungsgebiete dadurch ausein­
andergerissen wurden. 
Als .Kuriosum" - und zugleich auch 
wieder typisch fur die Politik der Kolo­
nialmächte bei der Schaffung künstlicher 
Gebilde - sei auf Kenia hingewiesen, 
dessen Grenzen zwar auf der Berliner 
Konferenz 1B84 entlang dem deutschen 
Territorium Tanganyika (.Deutsch-Ost­
afrika*) markiert, kurze Zeit später aber 
so verschoben wurden, daß der Kili­
mandscharo, der höchste Berg Afrikas, 
dem deutschen Kolonialgebiet zugeschla­
gen wurde. Den Hintergrund dieser Revi­
sion bildete der ausdrückliche Wunsch 
von Kaiser Wilhelm I I . , der auch einen 
schneebedeckten Berg am Äquator besit­
zen wollte und ihn von seiner Großmut­
ter, der Queen Victoria, zum Geburtstag 
geschenkt bekam. 
Innerhalb des sowjetischen Imperiums 
findet diese Vorgehensweise ihre Paralle­
len Im .Schicksal* der Halbinsel Knm, die 
bis 1044 als Autonome Republik inner­
halb der RS KSK na-
Einheit der Knmta-
ren Deportation von 
russischen Bevölke­
rung in Besitz ge-
schließlich 1954 von 
Chruschtschow der 
Ukraine aus Anlaß 
des 300. Jahresta-
ges der .Wiedervereinigung* mit Rußland 
geschenkt wurde. 
Der Streit zwischen Armenien und 
Aserbaidschan um das autonome Gebiet 
Nagomyi Kara bach ist ein weiteres eben­
so prominentes wie aktuelles Beispiel für 
ähnlich gelagerte Territorial-Konflikte 
Doch die Dimension der zu erwartenden 
Konflikte wird erst deutlich, wenn man 
bedenkt, daß vorsichtigen Schätzungen 
des Moskauer Instituts für politische Geo­
graphie zufolge beim Zerfall der Sowjet­
union 1091 annähernd 70 Grenz- und Ge­
bietsanfechtungen zwischen den unab­
hängig werdenden Republiken und Ge­
bietseinheiten vorlagen. Sie werden in 
dem Maße verstärkt ausbrechen, wie die 
Bedeutung territorialer Grenzen im Pro­
zeß der Staatenwerdung an Gewicht ge-
Eine Zeitbombe mit erheblich größerer 
Sprengkraft bildet darüber hinaus die 
.Entrussifizierung". wenn in den Nachfol-
gerepubliken im Zuge nationaler Verselb-
standigungstendenzen das estnische Bei­
spiel Schule macht: Hier wurden bei den 
erst kürzlich abgehaltenen ersten freien 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 
seit Ernngung der Unabhängigkeit rund 
40 Prozent der Nicht-Esten (die Mehrheit 
Russen und Angehörige andere Nationali­
täten) von der Stimmabgabe ausgeschlos­
sen und damit de facto zu Bürgern zwei­
ter Klasse degradiert. Denn etwa 25 bis 30 
Millionen Russen leben in den anderen 
ehemaligen Unions-Republiken und ma­
chen in Kasachstan 40 Prozent, in der 
Ukraine 21 Prozent, in Moidavien 14 Pro­
zent, in Weißrußland 12 Prozent, in Turk 
menurtan 13 Prozent, in Tadschikistan 
8 Prozent, in Usbekistan 11 Prozent und 
in Kirgisien 22 Prozent der Bevölkerung 
Euphorische Hoffnung auf einen ewigen Frieden 
Blutige Kosten 
der Freiheit 
Die Entkolonialisierung lehrt, daß auch die Nationwerdung 
der osteuropäischen Völker 
nicht ohne Krieg möglich sein wird 
Von Mir A. Ferdowsi 
Auch hinsichtlich der .Mechanismen I wicht und Intensität auftreten können; der Ηerrschaf«Sicherung" lassen sic~h 
der ehemaligen UdSSR ähnliche Verhal­
ten* muster ausmachen wie bei den klas-
sischen Kolonialmächten: Diese neigten 
bei der Errichtung ihrer Kolonialherr­
schaft dazu, schon vorhandene Konflikte 
auszunutzen, um sich sodann in die Posi­
tion von Vermittlern zu lavieren. Durch 
diese Politik des .divide et impera* ver­
suchten sie. eine ihren imperialen Inter­
essen dienliche Friedensordnung zu er­
richten, in deren Rahmen Konflikte zwar 
eingedämmt, aber ihre Ursachen nicht 
beseitigt wurden. Auch in der UdSSR 
wurden Konflikte lange Zeit durch ein 
fatales System von politischen Anreizen 
konserviert, von dem die Union profitier­
te, da die Provokation und Manipulation 
inter ethnischer Konflikte ihr erst die 
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. Konfli ktkonservien 
nicht. 
.Schnell geht die innere 
Selbstfindung Hand in Hand 




Beispiel: /derüUdrifcmm. die 
dem Bestreben resultieren, durch die 
.Entkolonisierung" der Vergangenheit ein 
nationales Gemeinschaftsgefühl bzw. ein 
Gefühl gemeinsamer Identität zuentwik-
keln. Es gibt zwar bislang keine schlüssi­
ge Antwort auf die Frage, warum sich 
Menschen eher von Appellen an ihre 
gemeinsam« Religion. Sprache und Her­
kunft so viel tiefer und heftiger leiten^ 
lassen als von der Einsicht in die Notwen­
digkeit, gemeinsame Interessen wahrzu­
nehmen und friedlich zusammenzuleben 
Dieser Prozeß scheint jedoch - so zeigt 
uns jedenfalls die Geschichte - unerläß­
lich zu sein, da die von Entmündigung 
betroffenen Menschen. Gruppen und Völ­
ker erst durch eine gefestigte Identität zu 
Verflechtungen und Vernetzungen befä­
higt werden, ohne Gefahr zu taufen, da­
durch erneut in 
idenülätsvernich-
Dal stehen die 
Konflikte 
der Erlangung der \ fnabMllgtgJBstt auf 
dem Weg der. Neuko nstru ktion" bzw. .na­
tionalen Restauration* wieder aus 
Es bene sieb zwar vortrefflich darüber 
debattieren, ob andere, η ι cht-territorial-
staatliche Alternativen politischer Orga­
nisation dem Nationalstaat vorzuziehen 
wären, zumal er angesichts der anstehen­
den großen, existentiellen Probleme der 
Menschheit Im Bereich von Ökonomie. 
Ökologie sowie demographischem und 
sozialem Wandel als organisatorische 
Plattform seine kritische Grenze erreicht 
hat Gleichwohl schlummert bei vielen 
.Ethnien" und .Volksgruppen" In Afrika. 
Asien und Osteuropa die Sehnsucht nach 
einem eigenen .Staat*, mit der Folge, daß 
die Welt - so die Befürchtung des Gene­
ralsekretärs der Vereinten Nationen. Bou­
tros Boutros-Ghali - in 400 zum Teil 
wirtschaftlich marode Kleinstaaten zu 
zerfallen droht. 
Doch die nationalen Bewegungen über­
sehen meist, daß die .Staatsbildung* nur 
der erste und nicht selten der leichteste 
Schritt auf dem Weg zur .Eigenständig­
keit* und .Nationalstaat!ichkeif ist. Denn 
erfahrungsgeschichtlich spricht nichts 
dafür, daß den Nachfolgestaaten der 
Zweiten Welt oder den sezessionistischen 
Bewegungen jene schmerzhaften Erfah­
rungen erspart bleiben, die die postkolo­
nialen Staaten Afrikas, Asiens und des 
Nahen Ostens gemacht haben. Denn nach 
gelungener Staatsbildung werden sie mit 
einer Reihe aus dem Nationenbildungs-
prozeß in Europa und der nachkolonialen 
Staaten bekannten Krisenerscheinungen 
konfrontiert, die in verschiedener Se­
quenz und mit unterschiedlichem Ge-
verdenden Natio-
len vor dem Pro-
jlrm. Bezugspunk­
te für ihre eigene 
Existenz zu finden, 
lie über die im we-
" sentlichen zufällige 
und willkürliche 
Grenzziehungen hinausgehen Wo sich 
der Rückgriff auf eine Zeit der Unabhän­
gigkeit In unmittelbarer Vergangenheit 
nicht von selber anbietet, konstituiert sich 
diese .nationale Wiedergeburt" im Rekurs 
auf die Geschichte. D u Verlangen nach 
Helden. Märtyrern und Mythen, nach 
Halt In einer vom Freiheitswillen erfüll­
ten Geschichte der Nation wird zum Le­
benselixier der neugewonnenen staatli­
chen Souveränität. 
Doch der Prozeß der Identitätirfindung 
ist ein zweischneidiges Schwert: Denn um 
das Selbstwertgefühl der Massen zu stär­
ken, werden nicht sehen die Unterschiede 
überbetont, mit dem Ergebnis einer eth-
nozentrischen Abgrenzung und Aus­
schließung, die oft in fundamentalistische 
und chauvinistische Strömungen um­
schlägt, mit verheerenden Auswirkungen 
für die hiervon betroffenen Menschen. 
Denn schnell geht die innere Selbstfin­
dung Hand In Hand mit der Aggression 
nach außen bzw. gegen als .Minderheit" 
definierte Gruppen. 
Der Prozeß der .Identitätirfindung* ist 
allerdings nur ein erster, wenn auch si­
cherlich fundamentaler Schritt auf dem 
Wege der .Nationenwerdung*. Er wird 
von einer Reihe weiterer politisch-ökono­
mischer Krisen überfrachtet bzw. beglei­
tet, deren wichtigste Legitimuäisknsen 
sind, die durch vier Faktoren ausgelöst 
werden: Erstens durch den Wandel der 
bisherigen LegitimaUonsbasis und der 
sich daraus ergebenden Spannungen zwi­
schen neuen Machteliten und alten .Au­
toritäten*: zweitens durch den Zusam­
menbruch ideologisch begründeter Herr-
schaftsinstitutionen. auf denen die staat­
liche Autorität basierte: drittens durch die 
Desintegration staatlicher Machtstruktu­
ren, hervorgerufen durch einen heftigen. 
mchunsututionalisierten Kampf konkur­
rierender Gruppen um die Macht; vier­
tens schließlich durch den Autoritätsver­
lust staatlicher Institutionen und Füh­
rungspersönlichkeiten auf Grund ihrer 
Fehleinschätzung der Möglichkeiten zu­
künftiger Entwicklung bzw. des "Weckens 
nichtrealisierbarer Erwartungen 
Partizipationknien, die vor allem in 
der Forderung nach Erweiterung politi­
scher Teilnahmerechte zum Ausdruck 
kommen, sindein weiteres Problem. Denn 
der für die Restrukturierung und Refor-
mlerung unverzichtbare Versuch zur Ein­
gliederung immer größerer Bevölke­
rungsgruppen in den politischen Prozeß 
führt zwangsläufig zur Entstehung neuer 
Interessengruppen mit neuen Forderun­
gen, die ein« grundlegende Veränderung 
vorhandener politischer und wirtschaftli­
cher Strukturen erfordert. Doch diesen 
steht in der Regel zweierlei im Wege: Zum 
einen die Monopolisierung politischer 
und wirtschaftlicher Macht durch einzel­
ne Gruppen, die partizipatonsche und 
pluralistische Strukturen verhindern; 
zum anderen - und dies gilt für die 
meisten nach kolonialen Staaten ebenso 
wie für die aus der Erbmasse der Zweiten 
Welt entstandenen Staaten - mangelndes 
Verständnis und unzureichende Erfah­
rung hinsichtlich demokratischer und 
ordnungspolitischer Grundprozesse. Hin­
zu kommt, daß demokratischer Aufbruch 
unter Bedingungen ökonomischer Krisen 
schnell ernsthafte Verschleißerscheinun­
gen zeitigt Es verwundert daher nicht, 
daß bislang nur in wenigen Fällen die 
Erwartungen hinsichtlich der Etablie­
rung demokratischer Strukturen auch 
tatsächlich erfüllt wurden. So ist zu erklä­
ren, daß es in der großen Mehrzahl der 














nis war die Etablierung diktatorischer 
Regime, die den westlichen Grundsätzen 
«Itter dsWTKJn^ Hephen Ordnung tat keiner 
.Da alte Wirtschaftsverbindungen 
gekappt, neue nicht gewonnen 
werden, treiben sie dem Kollaps 
entgegen - allenfalls fallen 
sie der Internationalen 
.Wohlfahrtshilfe a η heim' 
Distnbutionskrisen, die in engem Zusam­
menhang mit den Forderungen benach­
teiligter gesellschaftlicher Gruppierungen 
nach größerer Beteiligung am gesamtge­
sellschaftlichen Reichtum stehen. Dar­
über hinaus zieht - Im Kontext der .Revo­
lution der steigenden Erwartungen* - die 
Art und Welse der qualitativen und quan­
titativen Umverteilung ständig weiterge­
hende Forderungen nach Gerechtigkeit, 
Sicherheit und Daseinsvorsorge nach 
sich, die allerdings auf Grund der Ökono­
mischen Zerklüftung und begrenzter 
wirtschaftlicher Ressourcen nur in den 
seltensten Fällen auch schnell befriedigt 
werden können. 
Schließlich Penetrationskrisen, die 
durch den Auf- und Ausbau einer lei­
stungsfähigen Bürokratie verursacht 
werden, um den Einfluß der Regierung in 
allen Regionen des Landes geltend ma­
chen zu können. So vernünftig eine solche 
Politik angesichts der erhöhten Anforde­
rungen an den .Nationalstaat" im Hin­
blick auf die politische und wirtschaftli­
che Entwicklung auch ist, problematisch 
wird sie, wenn in kulturell heterogenen 
Staaten damit nicht selten auch das Ziel 
verfolgt wird. Volksgruppen sowie lingui­
stische und religiöse Minderheiten 
zwangsweise zu assimilieren, wobei das 
Minderheitsvolk bzw. die Volksgruppe 
durch gezielte staatliche Maßnahmen 
oder gesellschaftlich« Aktivitäten in sei­
nem Bestand aufgelöst wird. Daß eine 
solche Politik zwangsläufig den Wider­
stand jener Bevöikerungsgruppen her­
ausfordert, die sich nicht In das betreffen­
de Staatsgebiet integrieren lassen wollen, 
sondern mittels separatistischer Bewe­
gungen, in einer Art . Mi kro-Nationalie­
mus", die Gründung eines eigenen Staa-
Erwähnung. 
Bedenkt man. daß nur wenige der von 
kolonialer Herrschaft befreiten Staaten 
den Prozeß der Bildung einer Nation 
erfolgreich abgeschlossen haben, so wird 
die Dimension der Probleme und Konflik­
te deutlich, die wir mittel- bis langfristig 
in den erst zu Beginn der 00er Jahr« 
(wieder) entstandenen Staaten zu erwar-
Darilber hin.ius wird auch ihnen ange­
sichts ihrer sozio-ökonomischen Zerklüf­
tung wie vielen anderen ehemaligen Ko­
lonien die bittere Erfahrung nicht erspart 
gen zwar wohlfeil, aber auch unvertnnd-
gen gekappt, neue nicht gewonnen wer­
den, treiben sie dam Kollaps entgegen -
allenfalls fallen sie der internationalen 
.Wohlfahrtshilfe" anheim 
Diese sehr düstere Prognose wird allen­
falls dadurch relativiert, daß in der Drit­
ten Welt die historischen Ausgangsbedin­
gungen zur Bildung von .Nationalstaa­
ten" fast überall ungünstiger waren als in 
den Nachfolgestaaten der Zweiten Welt, 
da vor allem die organisch gewachsenen 
Vermittlungsinstanzen gefehlt haben, die 
eine ethnisch und kulturell heterogen« 
Bevölkerung mühelos zu einer nationalen 
Interessengemeinschaft hätten ver­
schmelzen können. Akzeptiert man, daß 
diese Staaten ihren eigenen Weg Finden 
müssen, so spricht die Erfahrung dafür, 
daß die negativen Begleiterscheinungen 
dieses .historischen Prozesses" in den 
seltensten Fällen völlig verhindert werden 




ßen. Denn dort, wo 
man in derartig ge­
lagerten Konflikten 
eine militärisch« 
Lösung suchte, war 
die Lage nach Ihrer 
Anwendung 
schlimmer als zu­
vor: AU die exter­
nen Akteure sich zurückzogen, loderten 
die Kriege wieder auf. Frankreichs Inter­
vention In Algerien und Vietnam. Ameri­
kas in Vietnam. sowjetische Ohnmacht in 
Afghanistan, das Unvermögen Vietnams. 
Kambodscha zu unterwerfen und die ver­
geblichen Interventionen Indiens in Sri 
Lanka zur Beendigung des Tamilen-Kon­
flikts haben die Grenzen militärischer 
Macht und ihrer Verwundbarkeit als Mit­
tel zur Erreichung politischer und strate­
gischer Ziele mehr als verdeutlicht. 
Ebenso fraglich ist, ob solche Prozesse 
durch Errichtung von Schutzzonen für 
bedrohte Minderheiten oder nachträgli­
che Verankerung der Rechte der Minder­
heiten in die .Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte' vermieden werden kön­
nen. Denn sie sind nicht nur ein Ergebnis 
ökonomischer und politischer Struktur-
defekte der betroffenen Gesellschaften, 
sondern sie werden ein permanenter Be­
standteil im Prozeß der Nationenbildung 
bleiben, solange Nationalstaatlichkeit ein 
irreversibler Bestandteil des Internatio­
nalen Systems bleibt. Mit derartigen 
rechtlichen und humanitären Maßnah­
men kann zwar das Leid der Betroffenen 
gelindert, nicht aber das Grundproblem 
gelöst werden. 
Vieles deutet darauf hin. daß man Völ­
ker, die nicht zusammengehören (wollen), 
nicht mit Gewalt dazu zwingen kann. In 
Umkehrung der Formel Willy Brandts bei 
der deutschen Wiedervereinigung muß 
man in diesem Falle zur Kenntnis neh­
men, daß .nicht zusammenwachsen 
kann, was nicht zusammengehört". 
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